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Warschauer Vertragsstaaten mehrfach geforderte Einbe­
rufung einer Konferenz über militärische Entspannung 
und Abrüstung in Europa. Wie aber die gegenwärtig ln 
Madrid stattfindenden Beratungen der KSZE-Nachfolge- 
konferenz beweisen, legen die imperialistischen Mächte 
jedoch in dieser Hinsicht eine außerordentlich destruktive 
Haltung an den Tag.

Bis zum erstrebten Ziel der sozialistischen Staaten 
— der allgemeinen und vollständigen Abrüstung — ist es 
auch weiterhin ein beschwerlicher und komplizierter Weg; 
„aber es kommt darauf an, eine kontinuierliche Vor­
wärtsbewegung zu diesem Ziel zu sichern, dafür Sorge 
zu tragen, daß es keinen Halt gibt, daß jedes Jahr und 
jeder Monat neue praktische Schritte auf diesem oder 
jenem Gebiet der Eindämmung des Wettrüstens und der 
Reduzierung der Arsenale der Staaten, der Abschwächung 
der Gefahr eines Kernwaffenkrieges mit sich bringen.“17

*

Zusammenfassend läßt sich das Wesen der Abrüstung 
aus der Sicht des Völkerrechts folgendermaßen charak­
terisieren :

1. Die Abrüstung ist die umfassendste, wirksamste 
und bedeutendste Maßnahme, um den sich auf der Grund­
lage der Prinzipien der friedlichen Koexistenz vollziehen­
den politischen Entspannungsprozeß zu materialisieren 
und unumkehrbar zu machen, um die Kriegsgefahr end­
gültig zu bannen und damit den entscheidenden Beitrag 
zur Erhaltung und Festigung des Friedens in der Welt zu 
leisten.

2. Die Pflicht der Staaten zur Abrüstung ergibt sich 
zwingend aus dem völkerrechtlichen Gewaltverbot. Zu­
gleich ist die Abrüstung das effektivste Mittel zur uni­
versellen Durchsetzung des Gewaltverbots.

3. Die Abrüstung muß sich in Übereinstimmung mit 
allen Grundprinzipien des Völkerrechts und auf der Ba­
sis gleicher Grundsätze für alle daran beteiligten Staaten,

insbesondere des Prinzips der gleichen und unverminder­
ten Sicherheit, im Rahmen völkerrechtlich verbindlicher 
Vereinbarungen vollziehen.
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In den Tagen der unmittelbaren Vorbereitung des X. Par­
teitages der SED erhielt ich, wie auch eine Reihe anderer 
interessierter Parteitagsdelegierter, eine Arbeit des Genos­
sen Prof. Dr. Friedrich Karl К а ul mit dem Titel „Im­
perialistische Gesinnungsverfolgung und Gesinnungs­
begünstigung, dargestellt an der Spruchpraxis des Reichs­
gerichts zur Zeit der Weimarer Republik“. Es ist ein von 
F. K. Kaul veranlaßter Sonderdruck als Geschenk für die 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands1 und wurde dem 
Generalsekretär des Zentralkomitees der SED, Genossen 
Erich Honecker, anläßlich des X. Parteitages überreicht.

Als uns noch vor Abschluß der Beratungen des Partei­
tages die Nachricht vom Tod F. K. Kauls erreichte2, be­
trachtete ich diese letzte Arbeit unseres Genossen und 
Kollegen mit Bewegung. Mit den folgenden Zeilen möchte 
ich nicht bloß den Dank für das Geschenk F. K. Kauls an 
die Partei der Arbeiterklasse abstatten, sondern die Öffent­
lichkeit mit diesem nur in kleiner Auflage erschienenen 
Sonderdruck bekanntmachen, dabei einige Gedanken her­
vorheben, sie weiterdenken und den Juristen der DDR als 
Anregung vermitteln.

*

Im Rahmen der Arbeiten F. K. Kauls möchte ich diese

Schrift dem auf 4 Bände konzipierten Werk „Geschichte 
des Reichsgerichts“ zuordnen, von dem bisher lediglich der 
die Jahre 1933 bis 1945 umfassende Bd. IV erschienen ist.3 
Aus dem Vorwort zu Bd. IV ergibt sich, daß F. K. Kaul 
beabsichtigte, im Bd. III die Zeit der Weimarer Republik 
(1919 bis 1932) zu behandeln. Der dem X. Parteitag gewid­
mete Sonderdruck kann somit als ein Teil des geplanten 
dritten Bandes angesehen werden.

Die politische Aussage und der juristische Inhalt bei­
der Arbeiten verdeutlichen die konzeptionelle Einheit. 
Beide Arbeiten sind eine Bestätigung der Analyse der 
bürgerlichen Klassenjustiz und ihrer Elemente, die sich 
aus den Werken Karl Liebknechts ergibt: des Klassen­
rechts, des Klassengerichts, des Klassenrichters/1

Das Vorwort zu Bd. IV behandelt die Besonderheiten 
des Klassenrichters, repräsentiert durch die Richter des 
Reichsgerichts und geltend für die Richterschaft als 
Ganzes. Über diese sagte 1926 der damalige Präsident des 
Reichsgerichts, Dr. W. Simons, in aller Selbstverständlich­
keit: „Bei uns ist das Richtertum der Monarchie als Gan­
zes in den neuen Staat hereingegangen, hereingegangen 
mit vollem Bewußtsein . . . An der Spitze der Gerichte 
stellte sich das Reichsgericht in den Dienst der Repu-


